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Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft

Nordrhein-Westfalen
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GEW-Kundgebung 30.10.01

Redetext von Norbert Müller, Stellvertr. Landesvorsitzender 

(Es gilt das gesprochene Wort)

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

wir demonstrieren für bessere Arbeitsbedingungen der Lehrerinnen und Lehrer und bessere Lernbedingungen für unsere Schülerinnen und Schüler. Das sind zwei Saiten derselben Medaille. Bis vor kurzem wurden wir hierfür von der zuständigen Schulministerin öffentlich mit dem Vorwurf des ‘Jammerns auf hohem Niveau’ diffamiert. Nun hat sie ja - wie auch andere seit Wochen -offensichtlich Kreide gefressen. (Anders kann man das ja nicht nen​nen.). Allerdings ist sie, wie ich soeben erfahren habe, am heutigen Nachmittag rückfällig geworden. Sie diffamiert über die Medien unseren Protest, beschimpft uns und wirft uns Weltfremdheit, Egoismus und Realitätsverlust vor: Liebe Kolleginnen und Kollegen, eine Ministerin die mit solchen Hasstiraden reagiert, muss sich fragen, ob sie noch länger dieses Amt ausüben sollte.

 Die im Rahmen der Imagekampagne verteilten Streicheleinheiten hatten natürlich nichts mit Zuneigung zu tun. Der Grund ist offensichtlich: Ihr gehen die Lehrerinnen und Lehrer aus. Und das ist schon ziemlich dramatisch.

Konkret:  

Mitten im Schulhalbjahr sind gut 1000 Stellen im Stellenplan nicht besetzt.

Eine größere Zahl von Stellen konnte nur unter größten Schwierigkeiten durch berufsfremde Seiteneinsteiger besetzt werden.

Die Interessentendateien für Vertretungsverträge sind leer. Das Vertretungssystem mit sei​nem ‘Geld statt Stellen’ führt sich weiter selbst ad absurdum.

Junge Lehrerinnen und Lehrer wandern in andere Bundesländer ab, weil sie dort besser bezahlt werden.

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

Das ist doch eine einzige Katastrophe. Noch vor drei Jahren hat man einen Numerus Clau​sus für den Übergang in die zweite Ausbildungsphase ausgetüftelt und jetzt  muss man auf einmal zusätzliche Zwischenseminare einrichten, um zumindest  mittelfristig den Bedarf decken zu können. Um es deutlich zu sagen: Die Regierung leistet hier einen Offenbarungs​eid in Sachen Planungskompetenz.

Und ich füge hinzu: 

Wer jahrelang kaum eine Gelegenheit auslässt, sein Personal zu schelten und zu beschimpfen, der darf sich nicht wundern, wenn die Bereitschaft, den Lehrerberuf zu ergrei​fen dramatisch aabgesunken ist. 

Und:

Wer über Jahre mit den Hoffnungen einer jungen Lehrergeneration spielt, indem er sie in befristeten Teilzeitarbeitsverträgen, hart am Existenzminimum arbeiten lässt, ohne feste Berufsperspektive, der trägt die Verantwortung dafür, wenn ausgebildete Lehrerinnen und Lehrer in andere Bundesländer und in andere Berufe abwandern!

Wer schlechter bezahlt als andere Bundesländer und wer nach wie vor  die niedrigste Alters​grenze für die Verbeamtung hat,  bekommt eben jetzt die Quittung. (Ich komme gleich noch darauf zurück.)

Wer Lehramtsanwärterinnen und Lehramtsanwärter mit einem Lehrlingslohn abspeist und ihre Arbeitskraft bedarfsdeckend ausbeutet, der darf sich nicht wundern, dass die Ausbil​dungsplätze nicht besetzt sind. Die Forderung der GEW: Bezahlt die jungen Leute endlich mit 75 % der Eingangsbesoldung, damit sie nicht mehr auf Nebenjobs angewiesen sind, da​mit sie vernünftig lernen und leben können!

Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Man kann mit Fug und Recht behaupten: In den letzten Jahren wurde fast systematisch alles getan, um vom Lehrerberuf abzuschrecken. 

Die Imagekampagne soll ja nun  das Blatt wenden. Natürlich kann man prinzipiel nur begrü​ßen, wenn für unseren Beruf geworben wird. Dem kann und will auch  die GEW sich nicht entziehen. Allerdings ist es doch gewöhnungsbedürftig.

Doch während wir auf Plakaten und in Werbespots nun zu Personen hohen öffentlichen Ansehens hochgelobt werden, wird weiter an der Belastungsschraube gedreht. Das ist uner​träglich. Hier wird doch nach dem Prinzip von Zuckerbrot und Peitsche gehandelt. Wer so mit seinem Personal umgeht, handelt zynisch und verwirkt jeden Anspruch auf Glaubwürdigkeit

Zur Politik der Notmaßnahmen:

Die Einstellung von berufsfremden Seiteneinsteiger kann keine Lösung sein. Das verbietet sich, denn das wäre eine Entprofessionalisierung und Dequalifizierung des Lehrerberufs.

Nein: Der Weg kann doch nur der sein, allen ausgebildeten Lehrkräften, und da meine ich auch diejenigen, die notgedrungen in anderen Jobs gelandet sind, ein Einstellungsangebot zu machen. Wir brauchen ihre pädagogisch-didaktischen Kompetenzen. Und da muss man ihnen eine berufsbegleitendes Studium für Mangelfächer oder für eine andere Schulstufe anbieten. Ohne attraktive Angebote läuft da nichts!

Und wenn es so ist, dass die Hauptschulen personell auszubluten drohen, weil niemand mehr hin will, dann bedarf es  der besonderen Anreize. Die Vorschläge der GEW liegen ja seit langem auf dem Tisch.

Die Arbeitslosigkeit ausgebildeter Lehrerinnen und Lehrer - und das  sind in unserem Lande noch etliche Tausend, davon allein  3000 für Primarstufe, muss ein Ende haben! Wir brau​chen ihre Kompetenz nicht nur, um die erheblichen Stellenplanlücken zu füllen. Wir brau​chen sie auch, um uns, die wir alle mehr oder minder auf dem Zahnfleisch gehen, endlich zu entlasten. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

und da sind wir beim Kernthema. Dreh- und Angelpunkt gewerkschaftlicher Politik ist und bleibt die Arbeitszeitfrage und die Frage der  Arbeitsbelastungen. 

Dass unsere Arbeitszeiten erheblich über denen des übrigen öffentlichen Dienstes liegen ist im Auftrag der Regierung vor mehr als zwei Jahren von der Unternehmensberatung Mum​mert und Partner erneut bestätigt worden. 

Die hieraus abgeleiteten  Forderungen der GEW liegen seit Jahr und Tag auf den Tisch. Sie lauten: 

1. Arbeitszeit verkürzen durch Kürzung der Pflichtstunden 

2.  Erhebliche Erhöhung des Entlastungstopfes zur Entlastung besonders belasteter Kolle​ginnen und Kollegen.

Was tut die Landesregierung? Sie bereitet mit dem Bandbreitenmodell weitere Belastungs​steigerungen vor. Die Schulleiterin/der Schulleiter soll ab August 2002 die individuelle Pflichtstunden festlegen. Konkret: Der eine gibt künftig statt 27 Unterrichtsstunden 30, die Verpflichtung des anderen wird im Gegenzug auf 24 heruntergesetzt.  Zusätzlich wird die Jahresarbeitszeit flexibilisiert. Bis zu 6 Unterrichtsstunden können auf Anweisung der Schulleitung aus sog. schulorganisatorischen Gründen vorübergehend erhöht bzw. abge​senkt werden.  Das ergibt - man stelle sich das mal vor -  beim vorgenannten Beispiel Unter​richtswochenstunden bis zur Höchstgrenze von 36. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

wer so etwas plant, der ignoriert nicht nur die Ergebnisse der Arbeitszeituntersuchung, der handelt verantwortungslos. Hier wird der Schwarze Peter für eine mangelhafte Unterrichts​versorgung an die Schulen weiter gegeben. 

Dieses Modell setzt auf Entsolidarisierung in den Kollegien. Es wird noch mehr Kolleginnen und Kollegen schlichtweg krank machen. 

Und: Die Möglichkeiten für eine pädagogische Schulentwicklung werden dramatisch absin​ken.

Um es deutlich zu sagen: Es gibt keinen Spielraum für Umverteilungen!

Nicht Umverteilung von Arbeit, sondern Verkürzung der Arbeitszeit ist das Gebot der Stunde! Dies bedeutet auch, dass besonders belastete Kollegengruppen eine besondere Entlastung erfahren. 

Und:

Wir brauchen kein Jahresarbeitszeitkonto, sondern endlich eine Vertretungsreserve von 7 %.

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

mit Blick auf die Arbeitsverhältnisse von Lehrerinnen und Lehrern sind zahlreiche Gerechtig​keitslücken festzustellen. Die GEW hat die Regierung aufgefordert, sie zu schließen. Dazu gehört die Zwangsteilzeit an den Grundschulen, die endlich abgeschafft werden muss, dazu gehört, dass mehreren Tausend Kolleginnen und Kollegen, die in den Besoldungsgruppen A 9 bis A 11 arbeiten, endlich berufliche Aufstiegschancen eröffnet werden müssen. Und auch der Laufbahnwechsel für Leute mit Sek I- und Sek II-Lehramt muss endlich für alle sicherge​stellt werden. 

Gleicher Lohn für gleiche Arbeit! So steht es auf zahlreichen T-Shirts und Transparenten hier auf dem Platze. Diese Forderung betrifft die wachsende Zahl der angestellten Kolleginnen und Kollegen. Es sind inzwischen fast 30.000. Sie zahlen Sozialversicherungsabgaben  und haben somit, je nach Familienstand monatlich 800 bis 1000 DM weniger im Portemonee als beamtete Lehrkräfte. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

das ist in einem hohen Maße ungerecht; das bedarf dringend der Veränderung. Ein Aus​gleich ist hier lange überfällig!

Und ich füge hinzu:

Jetzt, wo es darum geht, Lehrerinnen und Lehrer im Lande zu halten, gibt es Chancen für einen Erfolg. Jetzt müssen wir hier powern. Und ich bin sicher: Die Tatsache, dass für Kolle​ginnen und Kollegen mit sog. Mangelfächern die Altersgrenze für eine Verbeamtung auf 45 angehoben und eine Zulageregelung für bereits im Dienst befindliche Mangelfächler einge​richtet wurde, ist nichts anderes als die Anerkenntnis der Ungerechtigkeit. Das ist allerdings erst ein erster Schritt und reicht nicht, zumal es neue Ungerechtigkeit mit sich bringt. 

Die GEW hat in ihren Forderungen zum Landeshaushalt 2002 einen finanziellen Ausgleich gefordert, der dauerhaft die materielle Schlechterstellung der angestellten Kolleginnen und Kollegen aufhebt. Wir fordern gleichzeitig die  Altersgrenze für eine Verbeamtung für alle aufzuheben, die es wollen und die sonstigen Voraussetzungen haben.

Zum Thema Selbstständige Schule

In den Beratungen der Schulen erleidet der Schulversuch Selbstständige Schule NRW zur Zeit überall im Lande Schiffbruch. Die propagierten pädagogischen Freiheiten werden nicht sichtbar und die Rahmenbedingungen stimmen nicht. Es ist unglaublich, dass der Schulver​such aus dem ohnehin ‘mageren’ Fleisch der  Regelschulen herausgeschnitten werden soll und dafür Reformprojekte  wie GÖS (Öffnung von Schule) und BUS (Betrieb und Schule) eingestellt bzw. zusammengestrichen werden. 

Nach wie vor sollen die Personalräte in den Modellschulen keinen Geschäfts- und Fortbil​dungsbedarf und keine Freistellungen bekommen. Um es deutlich zu sagen: Mitbestimmung hat unter solchen Voraussetzungen lediglich Alibicharakter. Wir brauchen keine Barfußper​sonalräte, sondern qualifizierte Mitbestimmung! 

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

wer einen Schulversuch installieren will, der mit erheblicher Mehrarbeit verbunden ist, den Einzelschulen die Mangelverwaltung übergeben will, wer die Schulleitung stärken will, hinge​gen die demokratischen Rechte der Lehrerkonferenzen und Personalräte abbaut, darf sich über die mangelnde Akzeptanz nun wirklich nicht wundern. 

Und ich möchte an dieser Stelle noch einmal unterstreichen:

Selbstverständlich tritt auch die GEW für eine größere Selbstständigkeit der Schulen ein. Dieses Modell und diese Bedingungen lehnt die GEW allerdings in aller Entschiedenheit ab.

Noch zur Frage der Mitbestimmung:

Seit gestern liegt uns ein veränderter Gesetzentwurf für ein Schulentwicklungsgesetz vor. Demnach sollen entgegen gemeinsamer schriftlicher Erklärung von SPD und Grünen Abord​nungen und auch befristete Einstellungen nun doch bis zum Ende eines Schuljahres mitbe​stimmungsfrei gestellt werden. Ausnahme: Bei den Schulen im künftigen Modellversuch unterliegen die befristeten Einstellungen generell der Mitbestimmung.

Hier zeigt sich, dass Zusagen der beiden Regierungsfraktionen offensichtlich keinen Pfiffer​ling wert sind. Ihre schriftliche Erklärung vom 29. August war nichts anderes als Hinhaltetak​tik. Es ist schon ein Skandal: Während Rot-Grün in Berlin das Betriebsverfassungsgesetz verbessert haben, bauen sie in NW mit einem Lex Schule Mitbestimmungsrechte ab. Ich kann nur sagen: Die Koalition hat hiermit ihre Glaubwürdigkeit für eine demokratische Schul​entwicklung verspielt. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

noch zu einem anderen Aspekt von Verantwortung und Freiheit. Seit dem 1. Oktober ist der Siegener Gesamtschullehrer, unser Kollege Bernhard Nolz, vom Dienst suspendiert. Die Bezirksregierung Arnsberg begründet seine Suspendierung damit, dass er sich in einer Rede anlässlich der Friedensdemonstration Siegener Schulen kritisch zur Reaktion der amerikani​schen Regierung auf den furchtbaren Anschlag auf das World-Trade-Center geäußert hat und in der Folge den Schulfrieden gestört haben soll.  Die GEW hat die Bezirks- und auch die Landesregierung aufgefordert, seine Suspendierung umgehend aufzuheben. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

in der Frage von Terror, Gewalt, Krieg und Frieden müssen wir verhindern, dass ein Klima der geistigen Einebnung und des uniformierten Denkens Platz greift, in dem Äußerun​gen, die nicht dem politischen mainstream entsprechen, diskriminiert und abgestraft werden. In diesem Sinne erkläre ich dir, lieber Kollege Bernhard Nolz, auch an dieser Stelle, die uneingeschränkte Solidarität deiner Gewerkschaft.

Ich komme zum Schluss.

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

die Schulen befinden sich in der Sparzange von Land und Kommunen. Den kommunalen Part, d.h. die defizitären räumlichen und sächlichen Ausstattungen, die Defizite an Schulso​zialarbeit, Erziehungsberatung etc. kennen wir alle zur Genüge. Da den meisten Kommunen das Wasser bis zum Hals steht, besteht dringender Handlungsbedarf. Hier ist staatliche Gesamtverantwortung gefragt, denn unten kommt doch nur das an, was im Zuge von Steuer- und Haushaltspolitik oben verteilt wird.

Vor nicht allzu langer Zeit hat Bundespräsident Johannes Rau gesagt: Wir können (im Sinne von müssen) uns ein besseres Bildungswesen leisten als das, was wir  momentan bezahlen. Unser heutiger Bundeskanzler hat sich im Wahlkampf etwas deftiger mitgeteilt und festge​stellt: Wer an der Bildung spart, der spart am Hirn. Und hat nicht auch unsere rot-grüne Regierungskoaltion den Vorrang für Bildung ganz oben auf die Agenda gesetzt?Diese Leute müssen beim Wort genommen werden. 

Wir müssen feststellen: Gemessen am Bruttoinlandsprodukt sind die Ausgaben für Bildung seit Mitte der 70-er Jahre enorm gesunken. Allein für NRW könnten im Vergleich zu 1975  runde 7 Milliarden DM mehr ausgegeben werden. Bei den entsprechenden OECD-Verglei​chen liegt Deutschland als reiche Industrienation mit seinen Bildungsausgaben im unteren Mittelfeld. Bei den Ausgaben pro Schüler ist NW im Bundesvergleich nur Mittelmaß. Bei den Klassengrößen und bei den Größen Lehrer pro Schüler halten wir nach wie vor die rote Laterne.

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

diese chronische Unterfinanzierung muss ein Ende haben! 

Das Geld muss in gute Bildung und Ausbildung gesteckt werden statt in wahnwitzige Pres​tigeprojekte. Das erspart zudem soziale Folgekosten für Gescheiterte. Bildung ist die beste und wichtigste Investition in unsere Zukunft, in die Zukunft jedes Einzelnen, in die Zukunft unserer Gesellschaft. In diesem Sinne bedarf das System Schule einer dringenden Grund​sanierung, und zwar in personeller, sächlicher und baulicher Hinsicht.

Darum:

Schluss mit der Mangelverwaltung! 

Arbeitsbelastungen senken - Mitbestimmung stärken - Schulen vernünftig ausstatten

                                _______________________

